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Der Gemeinde- und Städtebund 

Rheinland-Pfalz ist der mitglieder-

stärkste kommunale Spitzenverband 

in Rheinland-Pfalz und vertritt die In-

teressen der Gemeinden und Städte 

gegenüber Politik, Medien und Gesell-

schaft. 

 

Von den 2.431 Städten und Gemein-

den in Rheinland-Pfalz gehören dem 

GStB 2.418 Kommunen als Mitglieder 

an.  

 

Mit über 3,1 Millionen Einwohnern 

repräsentieren sie die Mehrheit der 

Kommunen und Menschen in Rhein-

land-Pfalz (4 Millionen Einwohner).  
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Das rheinland-pfälzische Landesfinanzausgleichsgesetz – 
geht es besser? 

 

Auf der Grundlage des Gesetzentwurfs 
der Landesregierung (LT-Drs. 18/4111 
vom 8. September2022) hat der rhein-
land-pfälzische Landtag das Landesge-
setz zur Neuregelung der Finanzbezie-
hungen zwischen dem Land und den 
kommunalen Gebietskörperschaften 
(Landesfinanzausgleichsgesetz - LFAG) 
vom 7. Dezember 2022 (GVBl. 2022, 
S. 413) beschlossen. Dieses Gesetz 
wurde im Entstehungsverfahren mit der 
Landesregierung, im parlamentari-
schen Verfahren mit dem Landtag und 
wird seit dem Beschluss des Landtags 
intensiv diskutiert und von der kommu-
nalen Seite stark kritisiert. 
Zunächst muss festgestellt werden, dass 
dieses Gesetz vom Entwurf der Landes-
regierung bis zur Verabschiedung im 
Landtag keine wesentlichen Verände-
rungen erfahren hat oder anders ausge-
drückt, sämtliche Kritik von kommuna-
ler, aber auch von wissenschaftlicher 
Seite, ist bei den entscheidenden Betei-
ligten abgeprallt. Aber auch die soge-
nannten Begleitumstände sind im Ver-
fahren unglücklich gewesen. So wurden 
seitens des Landes Pressemitteilungen 
herausgegeben, die in den Medien mit 
dem Titel „Finanzausgleich spült den 
Kommunen Millionen in Kassen“ oder 
„Millionen für die Kommunen“ veröf-
fentlicht wurden und es den kommuna-
len Vertretern vor Ort nahezu unmöglich 
machen, das LFAG anzuwenden und um-
zusetzen. Damit gemeint ist vor allem, 

die Erhöhung der Realsteuerhebesätze 
zu rechtfertigen, bei der Grundsteuer B 
meist um 100 Prozentpunkte und damit 
zusätzlich in die Tasche des Bürgers zu 
greifen. Nachrichtlich sei erwähnt, dass 
eine Vielzahl der Gemeinden und Städte 
in Rheinland-Pfalz zum Zeitpunkt der 
Verabschiedung des Gesetzes einen ge-
ringeren Hebesatz bei der Grund-
steuer B festgesetzt hatten. 
Dabei gibt es durchaus ein aktuelles Bei-
spiel, dass es miteinander und gemein-
sam und damit im Rahmen des Mögli-
chen auch wesentlich besser geht. Ge-
meint ist hier das neue kommunale Ent-
schuldungsprogramm mit dem Landes-
gesetz über die Partnerschaft zur Ent-
schuldung der Kommunen in Rheinland-
Pfalz (LGPEK-RP) vom 7. Februar 2023 
(GVBl. 2023, S. 29) und der Landesver-
ordnung zur Durchführung des Landes-
gesetzes über die Partnerschaft zur Ent-
schuldung der Kommunen in Rheinland-
Pfalz (LVOPEK-RP) vom 28. März 2023 
(GVBl. 2023, S. 79). 
 

Regelungen im Landesfinanzaus-
gleichsgesetz 

Das neue Landesfinanzausgleichsgesetz 
(LFAG) verfolgt den Ansatz einer Min-
destfinanzausstattung und für die 
Schlüsselmasse wird ein „angemessener 
Bedarf für Schlüsselzuweisungen nach 
Abzug der allgemeinen Deckungsmittel“ 
festgesetzt. Das klingt nicht nur kompli-
ziert, das ist es auch und kann einem
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Dritten fast nicht mehr erklärt wer-
den. Dieses System ist dem Umstand 
geschuldet, dass es gerichtsfest sein 
soll – nicht mehr und nicht weniger. 
Leider sind dabei wichtige Parameter 
auf der Strecke geblieben. Zunächst 
wird das neue System kurz beschrie-
ben, ehe die Verbesserungen darge-
stellt werden. Hierbei beschränken 
sich die Ausführungen im Wesentli-
chen auf die Regelungen in § 6 LFAG 
zur Mindestfinanzausstattung. 
Im Rahmen dieser Regelung wurden 
die kommunalen Aufgaben in Auf-
tragsangelegenheiten, Pflichtaufga-
ben der kommunalen Selbstverwal-
tung und freiwillige Selbstverwal-
tungsaufgaben unterteilt und be-
stimmten Aufgabenclustern zuge-
ordnet (s. Abb. 1). Nach dieser Clus-
terung wurden den Aufgaben die 
durchschnittlichen Ergebnisse der 
Jahresrechnungsstatistik der Jahre 
2017 bis 2019 gegenübergestellt. 
Anschließend erfolgte durch die Lan-
desregierung eine „Angemessen-
heitsprüfung“, damit sollte das kom-
munale überbordende Ausgabever-
halten korrigiert werden. Im Gesetz-
entwurf der Landesregierung wird 
hierzu ausgeführt: „Denn die dem 
Land auferlegte Aufgabe des VGH 
lautete nicht, die bestmögliche Auf-
gabenerfüllung zu identifizieren, son-
dern einen Mindestbedarf und somit 
eine verfassungsgemäße Mindestfi-
nanzausstattung zu ermitteln. Vgl. 
VGH aaO., juris, Rn. 58).“ Auf dieser 
Grundlage wurde – mit Ausnahme 
des Clusters 3.2 Kita, Jugend – jeder 
kommunalen Pflichtaufgabe ein Pro-
zentanteil freiwilliger Leistungser-
bringung in Abzug gebracht. Hierzu 
wurden seitens der Landesregierung 

„im Wege der Schätzung Anteile frei-
williger Leistungen an den Defiziten 
der übrigen Produktgruppen (ohne 
kostendeckenden Bereich) ermittelt“ 
(LT-Drs. 18/4111, S. 112). Eine Über-
sicht über die geschätzten Anteile 
gibt Abb. 2. 
Insgesamt wurden somit dem pflich-
tigen Bereich 153,5 Mio. Euro als 
freiwillige Leistung gekürzt und dies 
nebenbei bemerkt vor der Anwen-
dung des sog. Korridorverfahrens. 
Anschließend wurde bei der Ermitt-
lung der kommunalen Mindestfi-
nanzausstattung, die nicht unerheb-
liche Kürzung durch Hinzurechnung 
von 75 % des Kürzungsbetrages wie-
der korrigiert. Aus hiesiger Sicht viel 
Aufwand, um eine Kürzung des kom-
munalen Bedarfs in Höhe von rund 
38,4 Mio. Euro zu rechtfertigen. Im 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
wird ausgeführt: „Der Bedarf für die 
Erfüllung eines Mindestmaßes an 
freiwilligen Selbstverwaltungsaufga-
ben wird insoweit in Höhe von 
75 v.  H. von 533 Mio. EUR als ange-
messen angesehen. Der so ermittelte 
Wert wird auf das Jahr 2023 fortge-
schrieben.“ (vgl. LT-Drs. 18/4111, 
S. 109; s. auch Abb. 3). 
Nach der beschriebenen Kürzung 
wurde das sog. Korridorverfahren 
angewandt. Hier hat die Landesre-
gierung ein Modell aus den Bundes-
ländern Thüringen und Hessen zu-
grunde gelegt. Nachrichtlich sei er-
wähnt, dass Thüringen dieses Modell 
bereits 2012 abgeschafft und Hessen 
dieses zurzeit gesetzlich bis zum 
31.12.2024 ausgesetzt hat. Gründe 
sind jeweils wohl die Erkenntnis, 
dass es aufgrund der Anwendung 
des Korridors am Median bei jeder 

Evaluation zu einem Minderergebnis 
für die Kommunen führt. Ohne hier 
näher ins Detail einzusteigen, soll 
das rheinland-pfälzische Modell mit 
der Abb. 4 dargestellt werden. 
Der hier verfolgte Ansatz erkennt zu 
wenige kommunale Bedarfe an und 
reduziert damit die Zuweisungen des 
Landes im kommunalen Finanzaus-
gleich und diese Vorgehensweise er-
folgt bei jeder Evaluation, es kann 
immer nur weniger werden. Der von 
der rheinland-pfälzischen Landesre-
gierung berücksichtigte Korridor hat 
– wie dargestellt – die Grenzen 
50/100, weil nach der Auffassung der 
Landesregierung nur innerhalb die-
ser Grenzen die Aufgabe im Sinne 
des Mindestfinanzbedarfs angemes-
sen erfüllt werden kann (s. hierzu LT-
Drs. 18/4111, s. 102). Hierzu gibt es 
aus der Finanzwissenschaft eine 
deutlich andere Meinung: „Diesbe-
züglich ist der Aussage im vorliegen-
den Gesetzentwurf, wonach die 
rheinland-pfälzischen Kommunen 
ihre Aufgaben nur dann im Sinne ei-
nes Mindestbedarfs angemessen er-
füllen, wenn die 50 %-/100 %-Korri-
dorgrenzen angesetzt werden, zwin-
gend zu widersprechen.“ (Lenk, LT-
Vorlage 18/2549, S. 3). 
Zu dem bisherigen Verfahren der Er-
mittlung der kommunalen Mindest-
finanzausstattung kommt abschlie-
ßend noch der Abzug der allgemei-
nen Deckungsmittel, dies sind konk-
ret die Steuerkraftmesszahl, sonstige 
Gemeindesteuern und Umlagen so-
wie Konzessionsabgaben. Dies be-
deutet, dass zur Ermittlung des Be-
trages die genannten kommunalen 
Einnahmen in voller Höhe reduziert 
werden.
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In Bezug auf die „sonstigen Gemein-
desteuern“ stellt sich die Frage, wa-
rum Kommunen noch kleine Kom-
munalsteuern (Zweitwohnungs-
steuer, Vergnügungssteuer, Betten-
steuer usw.) erheben sollen, wenn es 
der Gesamtheit bei der nächsten 
Evaluation wieder in Abzug gebracht 
wird? Zumal die Zweitwohnungs-
steuer gerade deshalb erhoben wird, 
weil ein Zweitwohnsitz im kommu-
nalen Finanzausgleich überhaupt 
keine Berücksichtigung findet. Hier 
wird eine völlig systemfremde Ein-
nahme berücksichtigt! 
Und weil die auf diese Weise ermit-
telte Mindestfinanzausstattung ab-
solut nicht ausreichend ist, wird die-
ser Wert um einen Symmetrieansatz 
ergänzt. Allerdings wendet das Land 
diesen Ansatz nicht nach wissen-
schaftlichen Grundsätzen an, denn 
danach dürfte nicht ein Euro fließen. 
Das Gutachten von Prof. Scherf (An-
lage 3 zum Gesetzentwurf der Lan-
desregierung) bescheinigt dem Land 
im Beobachtungszeitraum 2009 bis 
2019 eine Schieflage der Symmetrie 
in Höhe von 159 Mio. Euro zulasten 
des Landes. Aber aus den zuvor ge-
nannten Gründen wurde landessei-
tig anders entschieden, in der Pres-
semitteilung des Landes vom 7. Sep-
tember 2022 heißt es: „In diesem 
Symmetrieansatz hat sich das Land 
freiwillig entschlossen, die kommu-
nale Finanzsituation in 2023 um 105 
Millionen und 2024 um 165 Millionen 
zu verbessern, sagte Finanzministe-
rin Doris Ahnen.“ Im Doppelhaushalt 
des Landes finden sich die Werte 280 
Mio. Euro in 2023 und 463 Mio. Euro 
in 2024, die auf der Grundlage des 
Gesetzentwurfes der Landes-

regierung vom 8. September 2022 
basieren: „Um dem neuen Finanz-
ausgleichssystem bestmögliche 
Startbedingungen zu gewähren, 
wurde für die Bemessung des Sym-
metrieansatzes im Haushaltsjahr 
2023 nicht das Ergebnis für die ge-
samte für das Gutachten beauftragte 
Beobachtungsperiode herangezo-
gen, sondern unter Berücksichtigung 
eines erfolgreichen Abschlusses des 
Landeshaushalts 2021 ein Schwer-
punkt auf die Entwicklung in den jün-
geren Jahren gelegt. Für das Jahr 
2023 beträgt der Symmetrieansatz 
280 Mio. EUR und für das Jahr 2024 
463 Mio. EUR.“ (vgl. LT-Drs. 18/4111, 
S. 138). 
Das hier gesetzlich geregelte Verfah-
ren zeigt ansatzweise die Komplexi-
tät sowie die Kompliziertheit des Sys-
tems und die Erklärungsschwere des 
rheinland-pfälzischen Kommunalen 
Finanzausgleichs auf. Dies könnte 
mit wenigen Eingriffen am Landesfi-
nanzausgleichsgesetz behoben wer-
den, mit dem positiven Effekt, dass 
die Kommunen mit mehr Schlüssel-
masse ausgestattet werden und da-
mit mehr Gestaltungsmasse vor Ort 
hätten. 
 

Verbesserungsvorschlag des 
GStB zur Ermittlung des kommu-

nalen Mindestfinanzbedarfs 
Ein kommunaler Finanzausgleich ist 
ein komplexes Konstrukt, welches 
von den Machern der Regelungen 
nicht unnötig kompliziert ausgestal-
tet werden sollte. Das bedeutet, dass 
ein solches System den kommunalen 
Vertretern, aber auch den Entschei-
dern im Landtag mit wenigen Aus-
führungen dem Grunde nach erklärt 

werden kann. Gerade für den Lan-
desgesetzgeber ist es aus hiesiger 
Sicht unbedingt erforderlich, die 
Wirkungen der Entscheidung ab-
schätzen zu können. 
Den langen und erklärenden Ausfüh-
rungen zur Darstellung des aktuellen 
Systems folgt ein Vorschlag zur Ver-
schlankung dieses Systems, mit dem 
zeitgleich eine sicherlich erhebliche 
Vereinfachung und systemische Ver-
besserung einhergeht. 
Am Grundsatz der beschriebenen 
Aufgabencluster soll festgehalten 
werden. Die Einteilung ist zweckmä-
ßig und nachvollziehbar und kann si-
cherlich bei jeder Evaluation auf Be-
stand geprüft werden. 

• Wegfallen sollte in jedem Fall 
der Abzug von freiwilligen Leistun-
gen im Bereich der pflichtigen Auf-
gaben, also der Abzug für überbor-
dendes Ausgabeverhalten. Hier 
wird seitens des Landes auf Schät-
zungen zurückgegriffen. Eine 
Schätzung kann nie das richtige Er-
gebnis wiedergeben, daher sollte 
auf dieses Streitpotenzial verzich-
tet werden, hinzukommt, dass von 
dem auf diese Weise ermittelten 
Kürzungsbetrag 75 % wieder hinzu-
gerechnet werden, daher als 
zweite Vereinfachung für das Sys-
tem: Wegfall der Hinzurechnung 
von 75 % des zuvor reduzierten Be-
trages. Mehrergebnis bei der Er-
mittlung des kommunalen Min-
destfinanzbedarfs: 38,4 Mio. Euro.  
• Korrektur bei der Anwendung 
des Korridormodells. Mit der 
Quantilsbetrachtung wird die Er-
mittlung auf finanzwissenschaftli-
che Erkenntnisse gestellt, die zu-
dem das Verfahren vereinfachen,
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aber auch den kommunalen Min-
destfinanzbedarf auf eine realisti-
schere Berechnungsgrundlage stel-
len. Mit dem Ansatz 90/10 wird er-
reicht, dass die Besten und 
Schlechtesten 10 % aus der Be-
trachtung herausgenommen wer-
den. Es wird weniger gestrichen 
und weniger aufgefüllt, aber unter 
dem Strich wird erreicht, dass der 
kommunale Mindestfinanzbedarf 
um rund 250 Mio. Euro (Schätz-
wert) angehoben wird. Die Wir-
kung dieser Anpassung verdeut-
licht die Abb. 5. 

• Der Abzug der allgemeinen De-
ckungsmittel sollte auf die steuer-
kraftrelevanten Einnahmen des 
LFAG beschränkt werden, das sind 
die Einnahmen aus den Realsteu-
ern sowie die Einnahmen aus den 
Gemeindeanteilen an der Einkom-
men- und Umsatzsteuer sowie 
dem Familienleistungsausgleich. 
Die Einnahmen aus den sogenann-
ten kleinen Kommunalsteuern in 
Höhe von rund 92 Mio. Euro und 
den Konzessionsabgaben in Höhe 
von rund 158 Mio. Euro sollen bei 
den Kommunen verbleiben, um die 
gestalterischen Herausforderun-
gen vor Ort bewältigen zu können. 
Die genannten Werte entsprechen 
dem Ansatz in der LT-Drs. 18/4111, 
S. 130 (Tabelle 16: „Allgemeine De-
ckungsmittel je Gebietskörper-
schaftsgruppe für 2023 und 2024“, 
hier Werte für 2024). 

• Das bisher dargestellte Ergebnis in 
Höhe von 538,4 Mio. Euro  
o + 38,4 Mio. Euro Wegfall freiwil-

lig Berechnung,  
o + 250,0 Mio. Euro Umstellung 

Korridor (Schätzwert),  

o + 92,0 Mio. Euro sonstige Kom-
munalsteuern und  

o + 158 Mio. Euro Konzessionsab-
gaben  

soll natürlich nicht vollständig an 
die Kommunen zusätzlich ausge-
zahlt werden, sondern wird durch 
eine weitere systemische Korrek-
tur größtenteils kompensiert.  

• Der Symmetrieansatz soll nach 
den finanzwissenschaftlichen Re-
geln angewendet werden. Es be-
darf bei einer angemessenen Min-
destfinanzbedarfsermittlung kei-
ner „Geschenke“ über einen sol-
chen Ansatz, dieser würde im Jahr 
2024 von 463,0 Mio. Euro auf 0,00 
Euro herabgesetzt. Nach dem Gut-
achten von Prof. Scherf besteht in 
den Jahren 2009 bis 2019 eine 
Schieflage zu Lasten des Landes, 
demnach müssten die Kommunen 
dem Land einen Ausgleich zahlen.  
Nach den Vorgaben des VGH RP ist 
ein solches Vorgehen jedoch nur in 
sog. Notzeiten zulässig. Daher ist 
der Symmetrieansatz auf 0,00 Euro 
herabzusetzen. An dieser Stelle 
wird auf das Jahr 2024 abgestellt, 
weil das Haushaltsjahr 2023 sich in 
der vollen Umsetzung befindet und 
eine Korrektur aus hiesiger Sicht 
sich daher nur im Jahr 2024 dar-
stellen und umsetzen lässt. Das be-
deutet, von dem bereits ermittel-
ten Betrag in Höhe von 538,4 Mio. 
Euro wird der Symmetrieansatz in 
Höhe von 463,0 Mio. Euro subtra-
hiert und es verbleibt lediglich ein 
zusätzlicher Betrag in Höhe von 
75,4 Mio. Euro, welcher aus dem 
unmittelbaren Landeshaushalt zu-
gunsten des KFA zu finanzieren 
wäre. Es sind gemessen an der 

Finanzausgleichsmasse weniger als 
2 %, die das Land den Kommunen 
im KFA zusätzlich zur Verfügung 
stellen müsste. 

Dieser ermittelte kommunale Mehr-
bedarf und damit die Anhebung der 
kommunalen Mindestfinanzausstat-
tung führt im Ergebnis zu einer höhe-
ren Gesamtschlüsselmasse, die bei 
einer entsprechenden Festsetzung, 
mit einer Anpassung bei den Schlüs-
selzuweisungen A, die Finanzlage der 
Kommunen erheblich verbessert. Bei 
einer solchen Umsetzung würde sich 
c. p. eine Verschiebung der Anteile 
der allgemeinen (über den Mehrbe-
darf an Schlüsselmasse in Höhe von 
538,4 Mio. Euro) und zweckgebun-
denen Zuweisungen ergeben.  
Ergänzend könnte seitens des Lan-
desgesetzgebers die Überlegung an-
gestellt werden, ob das eine oder an-
dere Landesprogramm, welches aus 
dem kommunalen Finanzausgleich 
finanziert wird, nicht evtl. doch sys-
temisch in den unmittelbaren Lan-
deshaushalt übernommen wird.  
Insoweit kann an das ifo-Gutachten 
aus dem Jahr 2012 erinnert werden: 
„Das Zweckzuweisungssystem in 
Rheinland-Pfalz erscheint vergleichs-
weise komplex und aufwändig. So 
sind in das Antrags-, Bewilligungs- 
sowie Verwendungsprüfungsverfah-
ren zahlreiche verschiedene Ministe-
rien und Verwaltungsstellen einge-
bunden, und es gelten diverse Ver-
waltungsvorschriften. Eine Bünde-
lung der Verwaltungsaufgaben auf 
wenige Stellen sowie eine Reduzie-
rung der existierenden Verwaltungs-
vorschriften auf ein Mindestmaß 
würde die Transparenz erhöhen und 
könnte helfen, Verwaltungskosten zu
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reduzieren. Zugleich sind die Zweck-
zuweisungen vom Volumen recht 
umfangreich und binden nicht nur ei-
nen nicht unerheblichen Teil der Fi-
nanzausgleichsmasse, sondern zu-
gleich auch weitere Finanzmittel bei 
den Gemeinden, die Eigenbeiträge 
leisten müssen. Dass die damit ver-
bundenen weitreichenden Einschrän-
kungen der kommunalen Autonomie 
in diesem Umfang sachgerecht und 
zielführend sind, ist zu bezweifeln. 
Eine Rückführung erscheint daher, 
wenn auch bei Wahrung der Pla-
nungssicherheit, angezeigt.  
Es kommt hinzu, dass mitunter mess-
bare Indikatoren fehlen, nach denen 
sich die Vergabe der Landesmittel be-
stimmt.“ (ifo-Institut, September 
2012, Finanzwissenschaftliche Be-
gutachtung des kommunalen Finanz-
ausgleichs in Rheinland-Pfalz, S. 356) 
Soweit die systemische Korrektur 
des Systems, welche zu einer we-
sentlichen Vereinfachung beitragen 
würde. 
Zusätzlich wären hier allerdings die 
Punkte der angemessenen Berück-
sichtigung der Inflation, der bekann-
ten Kostensteigerungen (Tarifab-
schluss) sowie die Entwicklungen in 
der Kindetagesbetreuung zu beach-
ten. Ein Zuwarten bis zur Evaluation 
und Anpassung nach dem Gesetzes-
wortlaut zum 1. Januar 2028 kann 
nicht hingenommen werden. Am 
Beispiel des Tarifabschlusses für den 
öffentlichen Dienst würde dies be-
deuten, dass die Kommunen mehr 
als 1 Mrd. Euro finanzieren müssten, 
ohne diesen Bedarf im Rahmen der 
Mindestfinanzausstattung der Jahre 
2023 bis 2027 berücksichtigt zu be-
kommen. Nach der Auskunft der 

Landesregierung (LT-Drs. 18/6424 zu 
LT-Drs. 18/6205 vom 19. Mai 2023, 
S. 3 – Tabelle) wirkt sich der Ab-
schluss im Jahr 2023 in Höhe von 
109,14 Mio. Euro und ab dem Jahr 
2024 in Höhe von rund 240 Mio. Euro 
auf die kommunale Finanzlage aus. 
Dies bedeutet rund 110 Mio. Euro in 
2023 zzgl. vier Mal rund 240 Mio. 
Euro in den Jahren 2024 bis 2027, in 
der Summe 1.070 Mio. Euro. 
Ebenfalls ist anzumerken, dass die 
Berücksichtigung des Bedarfs im 
Rahmen der Evaluation des kommu-
nalen Finanzausgleichs 2026 mit der 
Anpassung ab dem Jahr 2028 aus-
schließlich in die Zukunft wirkt und 
keinesfalls den zurückliegenden tat-
sächlichen Bedarf finanziert. Diese 
Kostentragung verbleibt zu 100 % bei 
den Kommunen, womit die verfas-
sungsrechtlich vorgegebene Min-
destfinanzausstattung der Kommu-
nen aus hiesiger Sicht unterschritten 
werden würde. Daher der dringende 
Appell an den Landesgesetzgeber 
und die Landesregierung, die Not-
wendigkeit einer frühzeitigen Anpas-
sung der Berechnung zu erkennen 
und umzusetzen. 
 

Fazit 
Um die Frage in der Überschrift die-
ses Beitrages aufzugreifen: ja, es 
geht besser. Das vorgeschlagene Sys-
tem vereinfacht den kommunalen Fi-
nanzausgleich erheblich, er wird ver-
ständlicher, nachvollziehbarer und 
lässt sich damit allen Beteiligten 
leichter erklären. Durch die vorge-
schlagenen Veränderungen wird es 
mehr Bedarf bei der Schlüsselmasse, 
dem „angemessenen Bedarf für 
Schlüsselzuweisungen nach Abzug 

der Steuerkraft“ und damit mehr all-
gemeine Zuweisungen (Gesamt-
schlüsselmasse) für alle kommuna-
len Gebietskörperschaften geben. 
Dies bedeutet mehr Bedarf an dieser 
Stelle und mehr Zuweisungen vom 
Land hierfür. Allerdings durch die An-
wendung des Symmetrieansatzes, 
der nach dem Vorschlag auch ein sol-
cher nach finanzwissenschaftlichem 
Gedanken wird, kostet die reine Sys-
temumstellung das Land Rheinland-
Pfalz weniger als 2 % der Finanzaus-
gleichsmasse. 
Das MEHR im Ergebnis der Umset-
zung des skizzierten Vorschlages, 
welches sich durch die Umstellung 
und Berücksichtigung der tatsächli-
chen Verhältnisse ergibt, ist den sys-
temischen Fehlern im Gesetzge-
bungsverfahren geschuldet, die trotz 
der Kritik von kommunaler Seite und 
der Finanzwissenschaft nicht beho-
ben wurden, sowie der aktuellen 
Entwicklung (z. B. Tarifabschluss für 
den öffentlichen Dienst). 
Der hier skizzierte Vorschlag darf 
sehr gerne von den Verantwortli-
chen im Land kopiert und umgesetzt 
werden, weil damit die kommunale 
Finanzlage verbessert und vor allem 
das immer wieder hervorgehobene 
und hervorzuhebende kommunale 
Ehrenamt gestärkt wird. Letzteres al-
lein schon damit, dass vor Ort finan-
zieller Gestaltungsraum geschaffen 
wird, ohne einen solchen bleibt nur 
ein Verwalten von Mangelwirtschaft. 
Insoweit wird gerne auf eine Urhe-
berschaft verzichtet und um Diskus-
sion und Umsetzung des Vorschlages 
durch den Landesgesetzgeber gebe-
ten. 

Mainz, August 2023 
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Abbildung 1: Übersicht Cluster und Produktgruppen 

 
Quelle: LT-Drs. 18/4111, S. 93 

Abbildung 2:  Freiwillige Leistungen nach Gebietskörperschaftsgruppen und Clustern als Prozentanteil der Defizite 
gemäß F 23b 

 
Quelle: LT-Drs. 18/4111, S. 116 
 
Übersicht 3: Rechnerischer Bedarf für freiwillige Leistungen, Durchschnitt 2017 bis 2019 

 
Quelle: LT-Drs. 18/4111, S. 116 
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Abbildung 4: Korridormodell in Rheinland-Pfalz 

 
Quelle: Prof. Lenk und Dr. Starke zum Entwurf des Landesfinanzausgleichsgesetzes, 2022 
 
Abbildung 5: Angepasstes Korridormodell für Rheinland-Pfalz 

 
Quelle: Prof. Lenk und Dr. Starke zum Entwurf des Landesfinanzausgleichsgesetzes, 2022 
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